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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

27.02.2015 

Geschäftszahl 

Ro 2014/17/0135 

Rechtssatz 

Das Landesverwaltungsgericht hat die Zulässigkeit der Revision damit begründet, dass im vorliegenden 
Verfahren eine Rechtsfrage im Sinne des Art 133 Abs 4 B-VG zu beurteilen gewesen sei, der grundsätzliche 
Bedeutung zukomme, weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweiche bzw 
eine Rechtsprechung zu dieser Rechtsfrage fehle. Eine derartige Begründung ist in keiner Weise aussagekräftig. 
Vielmehr wäre in kurzen Worten auszusprechen gewesen, welcher Rechtsfrage aus welchen Gründen 
grundsätzliche Bedeutung beigemessen wurde. 


